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bei Wahrung der spezifischen Verantwortung jedes Organs zu 
sichern.

Bei der Erarbeitung von Verfahrenskonzeptionen ist deren 
Unterschied zu den Untersuchungsplänen des Ermittlungs­
organs zu beachten. Wir stimmen mit K. M o l d e n h a u e r 8  
überein, daß Verfahrenskonzeptionen vor allem „die Grund­
idee und die bestimmenden Seiten der bevorstehenden Unter­
suchungen“ widerspiegeln müssen, während Untersuchungs­
pläne hauptsächlich zum Ausdruck zu bringen haben, „welche 
kriminalistischen Mittel und Methoden die geeignetsten 
sind“, um die jeweilige Straftat erfolgreich aufzuklären. 
Verfahrenskonzeptionen und Untersuchungspläne9 sind dem­
nach keine identischen Leitungsmaßnahmen, doch bedingen 
u. E. Verfahrenskonzeptionen zwangsläufig differenzierte 
Maßnahmen der Untersuchungsplanung.

Verfahrenskonzeptionen der hier dargestellten Art be­
ziehen sich ausschließlich auf das Ermittlungsverfahren. 
Überlegungen und Entscheidungen über die rechtspolitische 
Zielstellung der Hauptverhandlung in Strafsachen trifft das 
Gericht in eigener Verantwortung. Die Gerichte sind gehalten, 
bei umfangreichen, sachlich oder rechtlich komplizierten 
Verfahren, oder wenn die Sache das aus anderen Gründen 
erfordert, eine schriftliche Verhandlungskonzeption zu 
erarbeiten.10 11 Allerdings besteht ein bestimmter sachlicher 
Zusammenhang zu der bereits im Ermittlungsverfahren 
geleisteten konzeptionellen Arbeit. Er dokumentiert sich in 
den Ergebnissen des Ermittlungsverfahrens und der darauf 
beruhenden Anklage des Staatsanwalts, an die das Gericht 
nach eigenverantwortlicher Prüfung anknüpfen wird, um das 
rechtspolitische Anliegen des Strafverfahrens durch die ein­
heitliche Verwirklichung aller Prinzipien, die ihm inne­
wohnen, zu gewährleisten. Das Gericht wird, wenn das nach 
seiner Prüfung sachlich gerechtfertigt ist, vor allem kon­
zeptionell fortführen, was im Ermittlungsverfahren zur Mit­
wirkung gesellschaftlicher Kräfte und zur Aufdeckung und 
Beseitigung straftatbegünstigender Bedingungen bereits ein­
geleitet worden ist.

Inhalt von Verfahrenskonzeptionen

Die inhaltliche Gestaltung von Verfahrenskonzeptionen hängt 
nicht nur von der konkreten Strafsache selbst ab, sondern 
wird auch maßgeblich von der Beurteilung ihres Zusammen­
hangs mit den durch sie berührten gesellschaftlichen Bezie­
hungen und Prozessen beeinflußt. Verfahrenskonzeptionen 
dürfen deshalb nicht in ein Schema gefaßt werden.

Im folgenden sollen einige Gegenstandsbereiche als mög­
liche Inhalte von Verfahrenskonzeptionen hervorgehoben 
werden:
— die Herausarbeitung des rechtspolitischen Zieles der kon­

kreten Untersuchungen und die Kennzeichnung der kon­
kreten gesellschaftlichen Zusammenhänge zwischen dem 
zu untersuchenden strafrechtlich relevanten Sachverhalt 
und dem angegriffenen Bereich bzw. die Einordnung 
dieses Sachverhalts in eine konkrete sicherheitspolitische 
Situation (z. B. bei der Untersuchung des Verdachts einer 
Wirtschaftsschädigung gemäß §§ 166, 167 StGB die Einord­
nung in die Havariesituation des jeweiligen Betriebes);

— die Bestimmung der Grundlinie der Untersuchungen (das 
schließt eine Differenzierung der Untersuchungen, ggf. 
ihre thematische Begrenzung, ein11) und ihrer hauptsäch­
lichen Mittel und Methoden sowie ihrer voraussichtlichen 
Dauer;

— Festlegungen zur Mitwirkung und Mobilisierung gesell­
schaftlicher Kräfte;

— Maßnahmen zur Aufklärung, Auswertung und Überwin­
dung von straftatbegünstigenden Bedingungen;

— Festlegungen zur Koordinierung und Zusammenarbeit mit 
Kontroll- und Revisionsorganen, anderen staatlichen 
Organen oder gesellschaftlichen Organisationen sowie zur 
Einbeziehung von Sachverständigen;

— Maßnahmen zur Sicherung der Schadenswiedergutma­
chung (z. B. durch Erlaß eines Arrestbefehls u. a.);

— Hinweise auf Informationspflichten gegenüber anderen 
staatlichen Organen oder gesellschaftlichen Organisa­
tionen.

Ausarbeitung von Verfahrenskonzeptionen

Die Ausarbeitung von Verfahrenskonzeptionen setzt voraus, 
daß genügend Ausgangsdaten über den zu untersuchenden 
strafrechtlich relevanten Sachverhalt vorliegen. Das ist in der 
Regel spätestens nach Abschluß der Anzeigenprüfung ge­
geben, so daß in den meisten Fällen im Zusammenhang mit 
der Entscheidung über die Einleitung eines Ermittlungsver­
fahrens auch geklärt werden kann, ob eine Verfahrenskon­
zeption auszuarbeiten ist oder nicht.12 Die Notwendigkeit 
dazu kann sich aber auch erst im Verlaufe des Ermittlungs­
verfahrens ergeben, wenn neue Umstände oder rechtspolitisch 
bedeutsame Zusammenhänge bekannt werden, die ein kon­
zeptionelles Durchdenken erfordern. Vor der Entscheidung 
über die Notwendigkeit einer Verfahrenskonzeption ist es 
u. U. geboten, in dem durch den zu untersuchenden Sachver­
halt berührten gesellschaftlichen Bereich Feststellungen für 
die Beurteilung der Zusammenhänge der konkreten Hand­
lung zu treffen, um Konsequenzen für die Ermittlungsfüh­
rung zu sichern. Das geschieht in der Praxis z. B. durch 
Konsultationen mit verantwortlichen Leitern der jeweiligen 
Staats- und Wirtschaftsorgane oder der Kombinate und 
Betriebe oder der Kontroll- und Revisionsorgane.

Bei der Ausarbeitung eigener Verfahrenskonzeptionen von 
Untersuchungsorgan und Staatsanwalt ist die gegenseitige 
Konsultation eine selbstverständliche Form der Zusammen­
arbeit.

In Strafverfahren mit einem hohen Schwierigkeitsgrad der 
Aufklärung hat es sich besonders im ökonomischen Bereich 
als nützlich erwiesen, die entsprechenden staatlichen Kon­
troll- und Revisionsorgane unmittelbar in die Erarbeitung 
der Verfahrenskonzeptionen einzubeziehen. Dadurch wird 
nicht nur die Sachkunde dieser Organe für die Bestimmung 
der konzeptionellen Zielrichtung und Bearbeitung dieser 
Strafsachen genutzt, sondern sie werden auch verbindlicher 
als sonst an den Untersuchungen beteiligt. Zugleich können 
sie ihren speziellen Beitrag zur Aufklärung der konkreten 
Handlung besser aus der Gesamtsicht der entwickelten rechts­
politischen Zielstellung der Untersuchungen herleiten.

Verfahrenskonzeptionen sind schriftlich auszuarbeiten und 
zu dokumentieren; sie sind Grundlage der Kontrolle der 
Untersuchungen durch den Staatsanwalt und Ausgangsorien­
tierung für die Erarbeitung von Untersuchungsplänen. Im 
Verlaufe des Ermittlungsverfahrens sind sie ggf. zu präzi­
sieren, zu korrigieren oder zu ergänzen.

Verfahrenskonzeptionen sind dann nicht sinnvoll, wenn 
bereits ein hoher Aufklärungsgrad mit den Ermittlungen 
erreicht und das Ermittlungsverfahren selbst schon weit 
fortgeschritten ist Das ergibt sich daraus, daß sie dem 
Wesen nach planende, zielbestimmende Leitungsmaßnahmen 
sind.

Die Erfahrungen haben ergeben, daß die Leitung der Er­
mittlungsverfahren in bedeutsamen Strafsachen mit Hilfe 
staatsanwaltschaftlicher Verfahrenskonzeptionen zur Erhö­
hung der Qualität der Ermittlungen und der gesellschaftlichen 
Wirksamkeit des Ermittlungsverfahrens beigetragen hat. 
Zugleich erweist sich, daß Verfahrenskonzeptionen auf diese 
Strafsachen beschränkt bleiben müssen. In den übrigen 
Ermittlungsverfahren bildet in der Regel die allgemeine An­
leitung und Kontrolle durch den Staatsanwalt (Beratung 
mit dem Kriminalisten; Kontrolle und Einschätzung von 
Zwischenergebnissen der Ermittlungen; Erteilung von Wei­
sungen zur Führung bestimmter Ermittlungen; Teilnahme an 
einzelnen Ermittlungshandlungen u. a.) eine sichere Basis für 
überzeugende Entscheidungen.
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